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§ 3
Für den Fall des Zahlungsverzuges können Vertrags­

strafen nach Ermessen der Vertragspartner vereinbart 
werden. Die Verpflichtung zur Zahlung von Verspätungs­
zinsen wird durch eine solche Vereinbarung nicht 
berührt.

§ 4
(1) Die Vertragsstrafe gemäß § 2 Abs. 1 Buchst, а und 

§ 3 ist dem Verpflichteten spätestens monatlich, die 
Vertragsstrafe gemäß § 2 Abs. 1 Buchstaben b und c 
unverzüglich in Rechnung zu stellen. Von der Berech­
nung der Vertragsstrafe kann abgesehen werden, wenn 
die Vertragsstrafe wegen der Verletzung von Ver­
pflichtungen aus e i n e m  Vertrage monatlich den Betrag 
von 10 DM offenbar nicht übersteigt.

(2) Der Anspruch auf Vertragsstrafe ist innerhalb 
einer Ausschlußfrist von sechs Monaten beim Staat­
lichen Vertragsgericht geltend zu machen. Die Aus- 
schlußfrist beginnt mit Ablauf der Frist, die für die 
Berechnung der Vertragsstrafe vorgeschrieben ist. Für 
Ansprüche, die bis zum 31. Dezember 1953 entstanden 
sind, endet die Ausschlußfrist am 30. Juni 1954.

§ 5
Auf eine fällig gewordene Vertragsstrafe darf nur 

verzichtet werden, wenn sie wegen der Verletzung von 
Verpflichtungen aus einem Vertrage insgesamt nicht 
mehr als 100 DM beträgt und der Berechtigte an­
nehmen kann, daß ein Verschulden seines Vertrags­
partners nicht vorliegt.

§ 6
(1) Die Vertragsstrafe ist binnen 15 Tagen, nachdem 

sie in Rechnung gestellt wurde, zu zahlen? In Zweifels­
fällen gilt das Datum des Pöstaufgabestempels als Rech­
nungsdatum.

(2) Verweigert der Vertragsstrafenschuldner die Be­
zahlung, so hat er innerhalb eines Monats nach Zu­
stellung der Rechnung bei dem Vertragspartner schrift­
lich Einspruch einzulegen. Wird Einspruch nicht oder 
nicht rechtzeitig eingelegt, so gilt die Forderung als 
anerkannt.

(3) Das Staatliche Vertragsgericht kann bei entschuld­
barer Versäumung der in Abs. 2 enthaltenen Frist den 
Einspruch zulassen. Bei Ablehnung eines Antrages auf 
nachträgliche Zulassung werden Gebühren gemäß § 2 
der Gebühren- und Vollzugsordnung vom 27. November 
1952 für das Staatliche Vertragsgericht (GBl. S. 1255) 
erhoben.

§ 7
(1) Durch die Vertragsstrafe werden Ansprüche auf 

Schadenersatz nicht berührt.
(2) Eine Aufrechnung mit einer fällig gewordenen 

Vertragsstrafe ist nicht zulässig.

§ 8
(1) Der Vertrag ist zu ändern oder aufzuheben, wenn 

die ihm zugrunde liegende Planaufgabe des Lieferers 
oder des Bestellers geändert oder zurückgezogen wird.

(2) Die Vertragspartner können, auch wenn die Plan­
aufgabe des Lieferers oder des Bestellers nicht geändert 
wurde, eine Änderung des Vertrages vereinbaren, soweit 
die Erfüllung der Planaufgabe durch die Änderung nicht 
gefährdet wird. Die Minister und Staatssekretäre, bei 
Vertragspartnern der örtlichen Wirtschaft die Vorsitzen­

den der Räte der Bezirke, können für bestimmte Fälle 
die Rechtswirksamkeit einer solchen Vereinbarung von 
ihrer Zustimmung abhängig machen.

(3) Die Minister und Staatssekretäre, bei Vertrags­
partnern der örtlichen Wirtschaft die Vorsitzenden der 
Räte der Bezirke, können, wenn die Planaufgabe des 
Lieferers oder des Bestellers nicht zurückgezogen 
wurde, für bestimmte Gruppen von Fällen ihre Zu­
stimmung zu Vereinbarungen über die Aufhebung von 
Verträgen allgemein erteilen.

(4) Der Vertrag ist mangels einer Vereinbarung gemäß 
Abs. 2 oder Abs. 3 zu ändern oder aufzuheben, wenn 
beide für die Vertragspartner zuständigen Minister oder 
Staatssekretäre, bei Betrieben der örtlichen Wirtschaft 
die Vorsitzenden der Räte der Bezirke, auf Vorschlag 
eines Vertragspartners die Änderung oder Aufhebung 
des Vertrages anordnen.

(5) Die in den Absätzen 2 bis 4 den Ministem, Staats­
sekretären und Vorsitzenden der Räte der Bezirke vor­
behaltenen Befugnisse stehen dem Verband Deutscher 
Konsumgenossenschaften für die ihm nachgeordneten 
Konsumgenossenschaften zu.

(6) Die Änderung oder Aufhebung des Vertrages be­
darf der Schriftform.

§ 9
(1) Diese Durchführungsbestimmung tritt am l.Januar 

1954 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Zweite Durchführungsbestim­

mung vom 19. August 1952 zur Vertragsverordnung (GBl.
S. 793) außer Kraft

(3) Diese Durchführungsbestimmung findet auf Ver­
träge, die vor dem 1. Januar 1954 geschlossen wurden, 
Anwendung, soweit aus ihnen nach dem 31. Dezember 
1953 noch Ansprüche geltend gemacht werden.

Berlin, den 23. Dezember 1953
Staatliches Komitee für Materialversorgung

B i n z
Vorsitzender

Anordnung
über die Bemannung der Handelsschiffe und Hoch- 

seefischereifahrzeuge der Deutschen Demokratischen 
Republik.

Vom 21. Dezember 1953
Um die Sicherheit von Menschen und Volksvermögen 

im Seeverkehr zu erhöhen und um die Einhaltung des 
Achtstundentages an Bord von Seeschiffen möglich zu 
machen, wird im Einvernehmen mit dem Ministerium 
für Arbeit und dem Ministerium für Lebensmittelindu­
strie folgendes angeordnet:

§  1
Geltungsbereich

(1) Diese Anordnung gilt für alle Handelsschiffe und 
Hochseefischereifahrzeuge, die berechtigt sind, die 
Handelsflagge der Deutschen Demokratischen Republik 
zu führen.

(2) Sie gilt nicht für die Besetzung mit Kapitänen 
und Schiffsoffizieren gemäß der Schiffsbesetzungsord­
nung sowie für die Besetzung mit Funkern, Ärzten und 
Sanitätspersonal, für die die besonderen Bestimmungen 
der zuständigen Ministerien anzuwenden sind.

(3) Die in dieser Anordnung festgesetzten Besatzungs­
stärken gelten als Mindestzahlen. Sie entbinden weder


